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In Namen Deutschen Volkes de s 

In der Strafsache gegen den Bbjher 2 x 
aus Schierling Kreis Iallersdorf (Bayern},' zur zei: im Landgeríchtš 
gefdngnts in Landshut in Uhtersuchungshaft, 

wegen gewerbsmäßiger Abtreibung, 
hat das Reichsger acht, 1. Strafsenat, in der Sitzung 
vom 24. Harz* 1942, an der teilgenommen haben 

als Richter: 
der Reichsger tehtsrat Ha estrup als Pbrsitzender 
und die Retehsgeríchtsräte Br. Ziegler, Rensch, 
Guth, Sponsel, 

als Beamter der Smaatsanwaltsehajt • 

` der Landgerichtsdirektor .Dr. Sandroek, 

als Urhundsbeamter der Geschäftsstelle: 
'der Sekretär Günzel, 

auf die Revision des Angeklagten nach mündlicher Verhandlung 
für Recht erkannt: › 

.Die Revision gegen das Urteil des Landgerichts in L a n d s h u t 
vom 6; Februar 1942 wird verworfen; die Kosten des Rechtsmittels 
fallen dem Beschwerdeführer zur Last. ¬ 

Von Rechts- wegen 

Los Landgericht hat den Angeklagten wegen eines Verbrechens 
der gewerbsmäßigen Abtreibung und wegen Vierzehn Verbrechen der 
versuchten gewerbsmäßigen Abtreibung als gefährlichen Gewohnheits= 
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verbrecner in Anwendung des 5 .1 des Gesetzes zur ÄNderung des 
Re iehsstrajgeeetzbuchs vom 4. September 1941 BGBl I S. 549 - zum 
Tode verurteilt. Ihr Angeklagte hat Revision eingelegt, mit der er 

die Verletzung sachlichen Rechts, insbesondere die Anwendung der 

genannten Gesetzesbesti~ ~mung rügt. Los Rechtsmittel kann keinen 

Erfolg haben. 
I. ZUm Schuldspruch. . . 
Im Falle Ur; 7 der Urteilsbegründung (uA.s„ıo) stellt das 

Landgericht fest, daß die A schwanger war und auch der An: 
geklagte sie für schwanger hielt, daß er zweimal bei ihr .Ein= 

sprítzungen mit Seifenwasser vorhahm, um ihr die Leibesfrucht 

abzutreiben und daß er mit seinem Ihn diesen Erfolg herbeigeführt 

hat. Auf Grund dieser Feststellungen liegt der Ibtbestand der voll: 
endeten Abtreibung nach der äußeren und nach der inneren Iatseıte 

in rechtlich bedenken freier Heise vor. Auch in allen übrigen ıvııen 
hat der Angeklagte nach den Urtellafeststellungen zugegeben, daß 
er die in F a g e  kommenden .Frauen für schwanger gehalten und - außer 
im Pille Nr. 3 bei ihnen den Etngrtfif vorgenommen habe, um die 
Pracht abzutreiben. 'Ihr im Falle Ur. 3 (az.s. 6) hat er sich damit 
verteidigt, bei der i habe er nicht abtreiben wollen, 

weil die SChwangerschaft nach Seiner Ansicht so weit vorgeschrit= 

ten. gewesen Set, daß eine Abtreibungshandlung mit erhöhter Gefahr 

verbunden gewesen sei;er habe nur eine Schetdenspülung vorgenommen, 

aber die R in dem Glauben gelassen, er treibe ab. Er hat 
also geltend gemacht, er habe sich in diesem Falle nicht der vor= 
suchten Abtreibung, sondern nur des Betruges schuldig gemacht. Ins 
Landgericht sieht sein Vorbringen als widerlegt an. Auf Grund des 
Ergebnisses der mündel wichen Verhandlung hat es die Überzeugung er..-= 
langt,~ daß der Angeklagte mindestens mit der Eöglichkeit gerechnet 

habe, . daß die Spülungen den Abgang der Frucht herbeiführen kann= 

den, und daß er diesen Erfolg in seinen Fallen mit aufgenommen 

habe (uA.s. 18). Lern unterl tagt die Annahme des Landgerichts, daß 

der Angeklagte bei der K Abtreibungshandlungen mit be= 

dingt er VOrsatz vorgenommen habe, keinen rechtlichen Bedenken. ob 
der Einerttf bei der KUndsberger wie in den übrigen dreizehn Pal: 
len also mit Ausnahme des oben behandelten Falles Nr. 7 - nach 
der Überzeugung des Landgerichts keinen Erfolg gehabt hat, hat es 
den Angeklagten mit Recht in vierzehn Fallen wegen versuchter Ab: 
treibung verurteilt. Auch 
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Aueh d i e  Annahme des Landgerichts, der Angeklagte habe in  
al len Fällen gewerbsmdßig, nämlich i n  der Absicht gehandelt, s ich  
durch wiederhol te Abtreibungen e ine  Einnahmeguel le'von gewisser 

Dauer zu verschaffen, unter l iegt  nach den getroffenen tatsäehli= 
Chen Feststellungen keinen rechtl ichen Bedenken. 

Has Landgericht hat aber n icht  beachtet, daß i n  den .4 b=- 
treibungshandlungen des Angeklagten. zugle ich e ine  Be ih i l fe  zu den 
Abtreibungshandlungen der betreffenden Frauen l i e g e n  könnte (RGSt 
Bd.  74 s. 21, 25). Die Gerech t igke i t  erfordert es jedoch n i ch t ,  
nach d iese r  Richtung den Schuldspruch zu Ungunsten des Angeklage- 
ten abzuändern (5 358 Abs. 2 StPO). 

II. Zum Strafausspruch. - 

17er Hauptangriff der flevision r wehtet s i c h  gegen d i e  Anwen=-.- 
dung des Gesetzes vom 4 .  September 1941. Fiber auch insoweit  kann 
s i e  n icht  durchdringen. R i c h t i g  i s t  paar ihr Hinweis, daß a l l e  
Straftaten des Angeklagten, d i e  den Gegenstand des gegenwärtigen 
Verfahrens b i lden,  vor dem 4.  September 1941 l i egen  Aber d ieser  
Zeitpunkt i s t  für d i e  Anwendbarkeit des Gesetzes n icht  entschei.. 
dend; denn nach dem § IO Abs. 2 'des Gesetzes i n  Verbindung m i t  der 
§ 6 Abs. 1 der ILırchJ'ührungsVO vom 24. September 1941 -¬ ROBJ .[` 
S. 581 - g i l t  das Gesetz ohne we i t e res  für Straftaten, d i e  vor 
seinem Inkrafttreten begangen worden s i nd ,  sowei t  s i e  nicht vor 
dem 1 .  September 1.939 * l i e g e n  Fair d i e  Taten, d i e  vor dem l.Septem= 
bei 1939 begangen worden s ind,  bedarf d i e  rückwirkende Anwendung 
des Gesetzes der Zustimmung der Staatsanwaltschaft. Nur e ine  der 
Straftaten, d i e  jetzt zur Aburtei lung gelangen, l i e g t  vo r  diesem 
Stichtage; denn meh den Ur te i ls  feststel lungen hat der Angeklagte 
im Fal le Nr .  15 seine Abtreibungshandlungen an der O im Jahre 

1934 vorgenommen (cos. 16). Als  gefährl j eher  Gewohnheitsverbre= 
eher konnte der Angeklagte auch i n  diesem Falle ohne w e i t e r e s  ver: 
U r  t e i l t  werden, we i l  der 5 20 a StGB m i t  dem 1 .  Januar l9}4 i n  
Kraft getreten i s t .  Die Zustimmung der Staatsanwal tschaft dazu, 
daß auch d ieser  Fall der Strafbest immung des § 1 Gesetz vom 4.Sep= 
Member 1941 unterstel l t  w i r d ,  l i e g t  i n  der Anklageschrift, d i e  auch 
auf den Fall o das genannte Gesetz angewandt wissen w i l l ,  und 
i n  dem i n  der Hauptverhandlung gestel l ten Antrags. 

Bei  der Beurtei lung der Frage, ob der Angeklagte e i n  gefahr.-= 
l i ch ter  Gewohnhettsverbrecher im Sinne des 5 20 a StGB i s t ,  i s t  
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das Landgericht zutreffend von den Grundsätzen ausgegangen, die in 
der Rechtsprechung darüber entwickelt worden sind. Banach ist der 
gefährliche Oewohnheitsoerbrecher eine PersöNlichkeit, die infolge 
eines auf Grund charakterl jeher Veranlagung bestehenden oder durch 
Übung erworbenen Hanges wiederholt Reehtsbräehe begeht und bei der 
im Zeitpunkte der Hauptverhandlung eine bestimmte lOhrsche in1 ich= 
keit gegeben ist, daß sie auch in' Zukunft durch weitere aus ihrem 
Hinge entspringende StrafUzten den Rechtsfrieden erheblich stören 
werde Sees: Bd. 68 S. 149, 155, 156; Bd. 72 S. .356)~ Auf Grund der 
Gesamtwürdtgung des VOrlebens des'Angeklagten und seiner Strafe 
taten die im Jahre 1954 abgeurteilt worden sind, und der Iaten, 
die den Gegenstand des gegenwärtigen Verfahrens bilden, ist das 
Landgericht zu der Überzeugung gekommen, dqß dem Angeklagten ein 
innerer Hung nur Begehung von Abtreibungshondlungen innewohnt, der 
einer schlechten charakterl chen Veranlagung entspringt und durch 
das Alter gefördert wird, und der so fest eingewurzelt ist, daß er 
weder durch Besserungsvorsdtze noch durch die Furcht vor strenger 
Strafe in Schranken gehalten werden kann (un.s. 25,24). au: das 
Landgericht in dieser weise ohne Rechtsirrtum den Angeklagten als 
gefährlichen Gewohnhe itsverbrecher gekennzeichnet, so hatte es 
auf Grund des § .1 Gesetz vom 4. September 1941 Wetter zu prüfen, 
ab der Schutz der Vblksgemeinschaft oder das Bedürfnis nach gereeh= 
Ter Sühne die Tbdesstrafe erfordert. Bei der prüfung, ob dies der 
Fall ist, kommt es nicht auf die Aujjh ssung der unmittelbar 88: 
teiligten oder gewisser Vblkskretse in bestimmten Gegenden an; ent= 
scheidend ist vielmehr, daß das Sittliehkeítsempfinden und das 
Gerechtigkeitsgefühl der ihres Vblkstums bewußten Vblksgemeinschaft 
im ganzen verlangt, den Täter aus den Nbtwendtgketten unschädlich 
Zu machen, die die flbhljahrt des deutschen Volkes bedingen (Urteil 
des*Besonderen Strafsenat des Retchsgeríchts vom 20. November 1941, 
BStS' 2/41 = in 1942 8. 429). UNter diesen rechtlichen 0estchts= 
punkten hat das Landgericht die Voraussetzungen für die AnwendUng 
des §'1 GeSetz vom 4. September 1941 bejaht. .Ein Ewchtsfehler ist 
nicht erkennbar. Was die Revision dagegen vorbringt, kann nicht 
durchgreijen. Los hohe Alter des Angeklagten hat das Landgericht 
nicht außer Betracht gelassen, sondern es hat zu Gunsten des Angel 
klagten berücksichtigt, daß er etwas senil und verkalkt ist 
(un.s. 25). Hein die Revision meint, bei dem hohen Alter des Ange= 
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klagten genüge die Sicherungsverwahrung dem Schutzbedünfinis der 
Pblksgemeinschajt, so übersieht sie den Zweck, dem der 5 .1 Gesetz 
vom 4. September 1941 dient. 

ı 

los Landgericht führt aus, daß ein Horn von der gemeinsdwdh 
widrigen Gesinnung des Angeklagten keine Lbsetnsbereehttgung in 
einem gesunden Vblkskörper habe und *sich durch seine Übten und 
seine Gesinnung selbst aus der Vblksgemeinschqft ausgeschlossen 
habe (&n.s. 27). Limit hat das Landgericht die Entscheidung der 
.Frage, ob die Tbdesstrafe erfordert ich ist, mit Recht auf die Per- 
sönlichkeit des Täters abgestellt. Lenn der Wille des Gesetzgebers 
geht erkennbar dahin, daß .Qg§. gefahrt iche Gewohnheitsverbrecher 
und den Sittlichkeitsverbrecher durch den Tod aus der Vblksge= 
meinschaft ausscheiden sollen, deren gemeinschaftssehädl Ache Oe= 
spannung so gefährlich ist oder deren Taten sie so schwer mit 
Schuld beladen, daß ihr FortlebeN für die Vblksgemeinschqft un= 
tragbar ist. 

Lkr § .1 Gesetz vom 4. September IQWJ stellt, soweit der 
gefährliche Gewohnhettsverbrecher in Frage kommt, eine Ergänzung 
der Vorschriften der §§' 20 a und 42 e Sees dar. .Diese sehen mit 
der Zuehthausst rate und der Sicherungsverwahrung zeitliche lhßnah= 
men vor, die eine BestrafUng und Besserung des Täters und eine 
Sicherung der Öffentlichkeit bezwecken. LWr Richter hat also, SO- 
bald er die Überzeugung erlangt, daß der lüter ein gefährlicher 
Gewohnheitsverbreeher ist, zu prüfen, ob die StrafschärfUngvn 
nach dem §' 20 a in Verbindung mit der Anordnung der Sicherungs- 
verwahrung nach dem 5 42 e StGB zum Schutze der öffentlichen Si= 
cherheit ausreichen, oder ob der Schutz der Volksgemeinschaft 
oder das Bedürfnis nach gerechter Sühne die Ibdesstrafe erfordern. 
Gegenüber der Gefahr, die für die Vblksgemetnschaft von den Tätern 
ausgeht, die von der Vorschrift des §' l Gesetz vom 4. September 
1941 getroffen werden sollen, hat der Gesetzgeber bewußt den 
Schutzgedanken dem Sflhnegedanken vorangestellt. IN auch die Siehe= 
rungsverwahrung die öffentliche Sicherheit Uor dem gefährlichen 
Gewohnheitsverbrecher schützt, kann der entscheidende Gesichtspunkt, 
dafür, ob die Sicherungsverwahrung genügt oder ob die Todesstrafe 
erforderlich ist, nicht in dem Schutz als solchem, in der Venhtn= 
derung weiterer Straftaten, gefunden werden, sondern entsehetdend 
muß sein LWr Wert oder der schwert der Personl ichke it des Hüters, 
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vor der: die Allgemeinheit geschützt werden soll. Hat er sich selbst 
durch seine arme inschajtsschddl Ache Gesinnung oder durch die Schwe- 
re der Schuld, die er zu sühnen hat, außerhalb der VolFrsgeme iı:= ı 
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Schaft gestellt, so hat er die Todesstrafe verwirkt, aber auch 
nur dann. „Dieser Gesichtspunkt muß auch maßgebend sein für die Be; 
antwortung der Frage, wann der Stttlichkeítsverbreeher der Todes: 
strafe verfällt. Wird in dieser Weise die Frage nach der Indes= 
Würdigkeit für beide Arten von Verbrechern in gleicher Ietse ent« 
schieden, so wird ausgeschlossen,~ daß der Sittlichkeitsverbrecher 
im Bohnen des § .1 Gesetz vom 4. September 1941 dann bessser ge= 
stellt werden könnte, wenn er zugleich gefährlicher Gewohnhetts= 
VerbreCher ist, weil dann die Möglichkeit der Anordnung der Siehe: 
rungsuerwahrung besteht, die für den Sittltchkeitsuerbrecher als 
solchen nicht gegeben ist. 

Los Landgericht sieht die besondere Gefahr, die von dem 
Angeklagten ausgeht und die ihn von anderen gefährlichen Gewohnt= 
hettsverbrechern unterscheidet, darin, daß er mit seinen Abtrei= 
bungshandlungen dem Streben der Staatsführung entgegengearbeitet 
hat, mit allen Hitteln den Kinderretchtum unseres Volkes zu fördern 
Lbraus kanN nicht gefolgert werden und das Landgericht will er= 
sichtlich nicht die .Folgerung ziehen, daß jeder gewerbsmäßige Ab: 
Treiber der Todesstrafe uenfallen soll, der als gefährl scher de= 
wohnheitsuerbreeher zu bestrafen ist Wäre das die Absicht 
Gesetzgebers gewesen, so hätte er„ bei der Wichtigkeit der Frage 
seinen Willen bei der Fassung des Gesetzes vom 4. September 1941 
klar zum Ausdruck gebracht. =Weder gewerbsmäßig ge Abtreiber handelt 
durch sein TUn mit mehr oder weniger großer ENergie dem Bestreben 
der Staateführung entgegen, die Fortdauer des deutschen Volkes 
durch Förderung seines Kinderretchtums zu gewährleisten, Zur Be= 
Dämpfung dieses Willens ist die Strafdrohung des § 218 Abs„ 4 StGB 
geschaffen. Er kann also an sich nicht zur Verschärfung der Strafe 
verwertet `werden. lñe eegzıeneezı dazu ist indes geschaffen durch 
die 53' 20 a, 42 e SYGB und nunmehr vor allem durch den § .I Gesetz 
vom 4„ September 1941. Tbdeswürdtg auf Grund dieser letzteren Be- 
Stimmung kaNn aber nur der gewerbsmäßige Abtretber als gefährlicher 
Gewohnheitsuerbrecher sein, dessen Treiben infolge der Gesinnung, 
die den Täter beherrscht und die in der Zahl oder der Schwere Set: 
nee Straftaten Ausdruck gefunden hat, gefährlich ist, daß er für 
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immer aus der "Vblksgemetnschaft ausgeschlossen werden muß. Löß 
diese Vbrauesetzung bei dem Angeklagten vorliegt, hat das Landge= 
nicht in Würdigung der Persönlichkeit des Angeklagten ohne Rechts= 
Irrtum dargelegt, 

geh . C ıı Raestrup Ziegler Hensch Gu oh Sponsel 
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